
BAUEN & WOHNEN 

BURGENLAND 

SATZUNG 

des Burgenländischen Wohnbauförderungsbeirates 

gemäß den Bestimmungen des Burgenländischen Wohnbauförderungsgesetzes 2018 - Bgld. WFG 
2018, LGBI. Nr. XX/2018 

1 



§1 

Einrichtung und Aufgaben 

(1) Beim Amt der Burgenländischen Landesregierung ist zur Beratung von Fragen der 
Wohnbauförderung, die von grundlegender Bedeutung sind, ein Wohnbauförderungsbeirat 
einzurichten. 

(2) Er unterstützt die Landesregierung in grundsätzlichen Fragen der Wohnbauförderung, insbe­ 
sondere bei der Erlassung von Landeswohnbauförderungsgesetzen, der damit in Zusammenhang 
stehenden Verordnungen und Richtlinien sowie bei Fragen der Finanzierung der Wohnbauförderung. 

(3) Ansuchen zur Gewährung von Förderungen zur Errichtung und umfassenden energetischen 
Sanierung von Eigenheimen, Gruppenwohnbauten, Reihenhäusern, Wohnungen und Wohnheimen 
sowie von Zinsenzuschüssen sind dem Wohnbauförderungsbeirat vor Bewilligung durch die 
Landesregierung zur Begutachtung vorzulegen. 

(4) Alle übrigen Förderungen und Nachforderungen können - soweit in den entsprechenden 
Richtlinien gemäß § 16 Bgld. WFG 2018 nicht anders festgelegt ist - dem Wohnbauförderungsbeirat 
nach Bewilligung durch die Landesregierung zur Kenntnis gebracht werden. 

§2 
Mitglieder des Beirates, 

Bestimmungen über ihre Bestellung 

(1) Der Wohnbauförderungsbeirat besteht aus ebenso vielen Mitgliedern wie die Landesregierung und 
hat hinsichtlich seiner Zusammensetzung dem Stärkeverhältnis der in der Landesregierung 
vertretenen politischen Parteien zu entsprechen. 

(2) Die Mitglieder des Wohnbauförderungsbeirates werden von der Landesregierung für die Dauer 
ihrer Amtsperiode über Vorschlag der in der Landesregierung vertretenen politischen Parteien nach 
deren Stärkeverhältnis in der Landesregierung bestellt. 

(3) Für jedes Mitglied des Wohnbauförderungsbeirates ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu 
bestellen. Dieses kann jedes von seiner politischen Partei nominierte verhinderte Mitglied vertreten. 

(4) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Wohnbauförderungsbeirates müssen zum 
Burgenländischen Landtag wählbar sein. 

(5) Die Landesregierung hat umgehend nach ihrer Wahl (Konstituierung des Landtages), unter 
Bedachtnahme auf die Abs. 1 bis 4 und Festsetzung einer Frist von vier Wochen, von den in der 
Landesregierung vertretenen politischen Parteien Vorschläge für die Bestellung der Mitglieder und 
Ersatzmitglieder des Wohnbauförderungsbeirates einzuholen. Nach ergebnislosem Fristablauf hat die 
Landesregierung die erforderlichen Bestellungen ohne Bindung an einen Vorschlag vorzunehmen. 

(6) Der Wohnbauförderungsbeirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden 
und eine Vorsitzende(n)-Stellvertreterin oder einen Vorsitzende(n)-Stellvertreter. 
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§3 

Verlust der Mitgliedschaft 

(1) Die Landesregierung hat ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Wohnbauförderungsbeirates 
abzuberufen, wenn dies die politische Partei, von der das Mitglied (Ersatzmitglied) entsendet worden 
ist, verlangt, das Mitglied (Ersatzmitglied) seine Funktion niederlegt oder die Wählbarkeit zum 
Burgenländischen Landtag verliert. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 hat die Landesregierung das Mitglied (Ersatzmitglied) ohne Verzug durch 
Neubestellung(§ 2) zu ersetzen. 

§4 

Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, an den Sitzungen und Abstimmungen des 
Wohnbauförderungsbeirates teilzunehmen und Anträge zu stellen. 

(2) Ersatzmitglieder können an den Sitzungen teilnehmen. Die Rechte eines Mitgliedes besitzen sie 
nur dann, wenn sie anstelle eines Mitgliedes an den Sitzungen teilnehmen. 

(3) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder haben ihr Amt gewissenhaft und unparteiisch auszuüben. 

(4) Vor der erstmaligen Ausübung der Funktion haben die oder der Vorsitzende und die Vorsitzende­ 
Stellvertreterin bzw. der Vorsitzende-Stellvertreter dem Landeshauptmann und die übrigen 
Mitglieder (Ersatzmitglieder) der oder dem Vorsitzenden mit Handschlag zu geloben, dass sie ihr 
Amt gewissenhaft und unparteiisch ausüben werden. 

(5) Die Mitgliedschaft und Ersatzmitgliedschaft zum Wohnbauförderungsbeirat ist ein unbesoldetes 
Ehrenamt. 

§5 

Geschäftsführung 

Die Geschäfte des Wohnbauförderungsbeirates führt die oder der Vorsitzende. Das erforderliche 
Personal und die entsprechenden Hilfsmittel sind dem Wohnbauförderungsbeirat im Rahmen des 
Amtes der Landesregierung beizustellen. 

§6 

Einberufung der Sitzung 

(1) Der Wohnbauförderungsbeirat ist je nach Bedarf, mindestens aber zweimal im Jahr einzuberufen. 

(2) Die erste Sitzung des Wohnbauförderungsbeirates nach der Bestellung durch die Landesregierung 
ist durch das nach der Referatseinteilung zuständige Regierungsmitglied einzuberufen. Die 
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weiteren Sitzungen des Wohnbauförderungsbeirates sind von der oder dem Vorsitzenden - im 

Falle ihrer oder seiner Verhinderung von ihrem oder seinem Stellvertreter - unter Mitteilung der 

Tagesordnung und Anschluss der erforderlichen Unterlagen so zeitgerecht einzuberufen, dass - 

von dringenden Fällen abgesehen - zwischen der Zustellung der Einladung und dem Zeitpunkt der 

Sitzung mindestens acht Tage liegen. 

(3) Die Einladung ergeht an die Mitglieder. Im Falle der Verhinderung eines Mitgliedes hat dieses für 

die Verständigung seines Ersatzmitgliedes unter gleichzeitiger Übermittlung der Unterlagen 

umgehend Sorge zu tragen. 

(4) An den Sitzungen nimmt auch das nach der Referatseinteilung zuständige Regierungsmitglied und 
die zuständige Leiterin oder der zuständige Leiter der Wohnbauförderung des Amtes der 
Landesregierung teil; erforderlichenfalls können je nach Bedarf weitere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter dieser Abteilung zur Berichterstattung und Beratung sowie weitere Sachkundige 
eingeladen werden. 

(S) Der Wohnbauförderungsbeirat ist von der oder dem Vorsitzenden innerhalb von acht Tagen zu 
einer außerordentlichen Sitzung einzuberufen, wenn mindestens drei Mitglieder des 
Wohnbauförderungsbeirates unter Bekanntgabe der Beratungspunkte dies verlangen. 

§7 

Beschlussfassung 

(1) Der Wohnbauförderungsbeirat ist beschlussfähig, wenn zur Sitzung sämtliche Mitglieder 
ordnungsgemäß geladen wurden und an der Sitzung mehr als die Hälfte der Mitglieder oder deren 
Ersatzmitglieder teilnimmt. 

(2) Der Wohnbauförderungsbeirat fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die oder der Vorsitzende. In dringenden Sozialfällen - Gefahr im 
Verzug - wird das nach der Referatseinteilung zuständige Regierungsmitglied ermächtigt, einen 
Regierungsbeschluss gegen nachträgliche Berichterstattung im Wohnbauförderungsbeirat 
herbeizuführen. 

(3) Von der Beratung und Beschlussfassung sind Mitglieder in einzelnen Fällen ausgeschlossen, wenn 
wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen (§ 7 
Abs. 1 AVG). 

§8 

Sitzungsprotokoll 

Über jede Sitzung des Wohnbauförderungsbeirates ist ein Protokoll (Niederschrift) zu verfassen, 
welches die Namen der Anwesenden und die im Verlauf der Sitzung gefassten Beschlüsse zu enthalten 
hat. 
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§9 

Geschäftsordnung 

Der Wohnbauförderungsbeirat kann mit Mehrheit seiner Mitglieder eine Geschäftsordnung 
beschließen, die der Landesregierung zur Genehmigung vorzulegen ist. 

5 


